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Wien ,Dienstag ,den2 .Oktober1923.

Wiener Landtag als Gemeinderat .
Sitzungvom . Oktober1923.

PräsidentSchorscheröffnetdieSitzung.
GR.Täubler(Soz. Dem. )berichtetüberdieGesetzesvorlage,womit

dasFortbildungsschulgesetzfürNiederösterreichabgeändertwird .Es
handeltsichdurchwegsumunwesentlicheformaleAenderungen.DasGesetz
wirdohneDebatteinersterundzweiterLesungangenommenunddie
SitzunghieraufgeschlossenWienerGemeinderat .

Sitzungvom2 .Oktober1923.
BgmeReumanneröffnetdieSitzung.
DeranStellederverstorbenenGemeinderätinFleischnereinberufe-¬

ne ErsatzmannHeinrichHart ,sowieder an Stelle desausdemGemeinde-¬
rateausgeschiedenenGemeinderatesGottliebBuchareinberufeneErsatz-¬
mannVinzenzSahanek( Tscheche )leisten dasGelöbnis.

StR .ProfessorTandlerbeantragtdieErhöhungdesHandgeldesfür
die Pfleglingeder WienerVersorgungshäuser,auf 10 . 000Kronen.

GR .Panosch( ehrsoz . ) :Esscheintunssehrmerkwürdig,daßder
AntragaufErhöhungdesHandgeldesfür diePfleglingedesLainzerVer-¬
sorgungshausesgeradevordenWahlengemachtwird .Wirsehendarineben
so wiein Milchkaffeundin Zwetschkenknödelnnichtsanderesalsein
Wahlmanöverundsind damitmitdenPfleglingeneinesSinnes .Diese
selbstsagenheuteschon :„Ach,wennnurimmerWahlzeitwäre ! "Trotz
dieserTatsachebegrüssenwirdieErhöhungdesHandgeldesundstimmen
demAntragzu .

StR.ProfessorTandler:DieVorwürfe,dievondenChristlichsozia¬
len gemachtwerden ,sindnichtzutreffend .Icherinneredaran ,daß
dasHandgeldschonimMaiauf2000Kerhöhtwurde.Sodanntrateine
allmählicheErhöhungein ,die imMonatAugust10 . 000KerreichteWas
denMilchkaffeeanlangt,mußicherklären,daßineinerZeit ,woin
WienkeineMilchaufzutreibenwar ,auchdie GemeindeMilchkaffeeihren
Pfleglingennichtgebenkonnte .AlsdieMilchzufuhrsichaberbesserte,
konntenwirbesondersimHochsommerwöchentlichsechs-bissiebenmal
Milchkaffeeverarbreichen.WasdieZwetschkenknödeln ,dieam12 .Sep-¬
temberin Lainzverabreichtwurden ,anlangt ,dürftenSienichtmirdie
Schulddafür beimessen ,sondernerstens demeuropäischenKlima ,das
ebendie ZwetschkenumdieseZeit reif werdenlässt undzweitensder
parlamentarischenMehrheit,diegeradefürdenOktoberdieWahlenaus¬
schrieb .( GroßeHeiterkeit)

DerAntragwurdeangenommen.
StR.TandlerbeantragtdieUnterstützungfürarmeWienermitdem

Betragvon90. 000Kfestzusetzen.
GR.Panosch(chr.soz. )bemängeltwieder,daßgeradediejetzigeS

GRinMotzko(chrsoz. )bemühtsichinlängererRedeaufzuzeigen,daß diechristlichsozialenFürsorgerätezudenErhe¬
bungenfür die ZuweisungderKostplätzenichtherangezogenwurdenund
behauptet,daßKinderausAnstaltengenommenwurden,ohnedaßderen
ElternüberhauptvonderEntfernungderKinderwusstenDieKinder
kamenauchvielfachzusozialdemokratischenKosteltern,wosienicht
sittlichreligiöserzogenwordensind .AuchaufdiesemGebietezeige
sich ,daßdieffemeindeverwaltungsich immervonparteipolitischenBe¬
weggründenleitenlasse ,daßhiereinfachTerroraktegesetztwerden.Es
müsseentschiedengefordertwerden ,daß . )dieErhebungenüberdie
Kostparteienin vollständigobjektiverWeisegeführtwerdenund
daß . )Kinder,diederzeitingutenAnstaltenuntergebrachtsind,
dortbelassenwerden.

GR.Paulitschke(chresoz. )bemerkt,daßsogarvonStR.Weberan
die sozialdemokratischenSiedler eine Kundmachungerlassenwurde,
nachderdieSiedlersichumKostkinderbewerbensollten .Denchrist
lichsozialenSiedlernist abereinederartigeKundmachungnichtzu¬

gegangen,
StR.ProfessorTandiererwidert,daßGRin.Motzkonunschonzum

drittenmalihreVorwürfein dieserAngelegenheitvorbringe.Ermüsse
sieaberauchhierwiederzurückweisen.ImGegenteil,er habebisher
nochniemalsmeinenFürsorgeratnachseinerParteizugehörigkeitbe¬
fragt.Erstjetzthabeerzumerstenmaleverlangt,daßdieErhebungenderFürsorgerätenachderenParteizugehörigkeitgeordnetwerdenund
erlegedasResultataufdenTischdesHausesnieder.DieBeschuldigunger
diedenAnscheinerweckensollen,daßwirdieKindernurausklerikalen
Institutenwegnehmen,werdenschondurchdieTatsachehinfällig,daß
ausdemZentralkinderheimderGemeindeWien300Kinderentnommenwordensind ,weitmehralsausallnnKlösternzusammengenommen,Insggsamtwur-¬
dennachdenBerichtenderMagistratsabteilungVIIIbishererst161
KindervonPriratparteieninPflegegenommen,einlächerlichgeringer
Prozentsatz,wennmanbedenkt,daßseitjeherüber4000Kindersichin
solcherPflegebefinden.Mansiehtdaraus,daßvonGewaltmaßnahmennichtdieRedeseinkönne.

DerAntragwirdsodannangenommen.
StReProfessorTandlerberichtetweiterüberdieInbetriebsetzungdesdrittenstädtischenWaisenhausesinderGalileigasseundbeantragt

fürdieKostendenerforderlichenZuschußkreditvon295MillionenKronerzubewillien
GRRummelhardt(chresoz.)erinnertdaran,daßseinerzeitdasWai¬

senhausinderGalileigassemitderBegründungaufgelassenwurde,daß
hiefürkeinBedürfnisbestehe.Esseizubegrüssen,wennnundieAn
stalt ,die seither Versorgungszweckendiente ,ihrenursprünglichenBe¬
stimmungwiederzugeführtwurde.EserweckedenAnschein,daßdieAuf-¬
lassungnurdeswegenerfolgtseinweilderdamaligeLeitersichbei
derherrschendenParteimißliebigmachteundmanaufdieseWeisesich
seinerPersonentledigenwollte.Hoffentlichwerdenunwiedergutge¬

ZeitzurBeantragungderErhöhungderUnterstützungauf90. 000Kherbei-macht,wasdamalsandenBedienstetenverbrochenwordenist .Jedenfalls
gezogenwerde.AuchschonfrüherhättemandieUnterstützungenerhö -müssegefordertwerden,daßderleiEreignissesichnichtmehrwieder-¬henmüssen,dennimmerwareseineSchande,daßdiearmenWieneroftholen.
mehreremalebettelngehenmusstenumdas ,wasihneneigentlichgebührt. GR.Forstner(Soz.Dem.)ruft:WosinddieArgumente,wasSiehier

DerAntragProfessorTandlereswirdhieraufangenommen. vorgebrachthaben,sindnurWahlversammlungsphrasen.
StRTandleiberichtet hierauf über denragauf Fewilligungver¬

GR.Rummelhardt:Nein,dassindTatsachen.(LärmundzahlreicheschiedenerZuschußkreditefürGeldbeihilfen,Verpflegskostenzahlungen,ZwischenrufeaufbeidenSeiten).
fürKostenderUnterbringungvonKinderninTagesheimstättenundUeber.DerReferentStR.Tandlerentgegnetkurz,daßdieUmwandlungdes
stellungvonKinderninAnstaltenundaufKostplätze,schliesslichWaisenhausesineinVersorgungshauszueinemZeitpunkteerfolgte,:fürKostenbeiträgezurFrühstücksuausspeisungindenKindergärtenimindemvoneinerDisziplinaruntersuchunggegendenLeiterdesWaisen¬
Gesamtbetragevonrund88MillionenKronen. hausesnochkeineRedewar.DieseUntersuchungisterstvielspäterge¬führtworden.
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.
Vereinfachungendes Wahlgangesin Wien ,BekanntlichwerdeninWien
zugleich mit der Wahlin den Nationalrat auch die Wahlenfür den
Gemeinderatundfür dieBezirksvertretungenvorgenommen.Umnunden
Wahlvorgangmöglichstzu vereinfachen ,wurdeschonderGemeindewahl--¬
ordnungbestimmt ,dass die Wählerlistefür denNationalrat auchfür
den Gemeinderatzu gelten habe .Ueberdieswurdein diesemGesetze
der Stadtsenat als Landesregierung ermächtigt ,im Einvernehmenmit

der Bundesregierung ,noch weitere Vereinfachungen durchzuführen .Heu- ¬
te wurde daher im Stadtsenat über die Angelegenheit beraten undbe - ¬
schlossen ,der Bundesregierung folgendes vorzuschlagen :

Es sollen die für die Wahl in den Nationalrat bestellten Orts - ¬

wahlbehörden auch die Arbeit der Sprengelwahlbehörden in Wienbe - ¬
sorgen,so dass die Sprengelwahlbehörden überhaupt nicht notwendig
sind . Fernerwerdenfür die Gemeinderatswahlenundfür dieWahlen
in die Bezirksvertretungen die gleichen Wahlkouverts ,die gleichen
Wahlzellen und die gleichen Wahlurnen verwendet ,die für di Natio - ¬

nalratswahlen bestimmtsind .Auchdie Wahllokaleund dieWahlzeit
für die Wahlin den Gemeinderatunddie Bezirksvertretungensollen
dieselbensein ,wiefür dieWahlin denNatienalrat .DieStimmzettel
für die Wahlin alle drei Körperschaftensollen in einengemeinsa¬
menvereinigt werden .Sie werden selbstverständlich dasvorgeschrie - ¬
benegesetzliche Ausmasshaben ,müssealso doppelt so gross sein ,als
die Stimmzettel für die Nationalratswahl .Sie werdenin derMitte
durch einen Strich gekennzeichnet,so dass ,wer nur für denNational - ¬

rat odernur für denGemeinderatseine Stimmeabgebenwill ,oder
für beideKörperschaftenverschiedaneParteienwählenwill ,durch
Trennung der beiden Hälften des gemeinsamen Stimmzettels das ge - ¬

wünschteZiel erreichen kann. Selbstverständlichkannauchfürjede
Wahl ein besonderezf Stimmzettel,wenn er den gesetzlichen Vorschrif - ¬

ten entspricht ,abgegeben werden .Ausserdem wird in der Verordnung

verfügt ,dass die eine Hälfte des gemeinsamen Stimmzettels denVer - ¬
merk „ Gemeinderat und Bezirksvertretung "zu tragen hat . Essteht zu

gewärtigen ,dassdie Bundesregierungeine gleicheBestimmungfürdie
andere Hälfte des Stimmzettels trifft ,die für die Wahlin denNa¬

tionalrat bestimmt ist . Inder Verordnungist auch vorgesehen ,dass
die Stimmzettel der Wähler ,die mit einer Wahlkarte wählen ,jedoch

nicht in Wienwohnen ,somit nur für den Nationalrat stimmberechtigt
sind,ineigeneUrnenhinterlegtwerden .Hiefürkommenaberinjedem
Bezirke nur die für Wahlkartenwähler bestimmten Kommissionenin

Betracht.



DerReferentbittealsoumdieAnnahmedesAntrages,( Rufebei BeiderAbstimmungwirdderArbeitsvertragmitAusnahmedesPunktes
denChristlichsozialen :Dasist alles ?)( GR.Müller( Soz,Dem. ) :Wirhal -überdieArbeitsvermittlungeinstimmigunddieserPunktmitdenStimmen
tenhierhaltkeineWahlreden). derSozialdemokratenangenommen.DerAntragwirdhieraufangenommen. StR.Speiserbeantragt,daßderGemeinderatdenvordem.Jänner1922

StR.Tandlerbeantragt,diederzeitgeltendenArbeitszulagenderindenRuhestandversetztengemeinsamenniederösterreichischenHandarbeit
Versorgungshauspfeglingerückwirkendab1 .Juni1923um100%zuerhöhen.Jahrerinnenvom. Juli1923an ,ståttderbisherausgezahltenAltersversorunddenerforderlichenMehrkreditvon50Millionenzugenehmigen. gungsbeträgenunmehrdas88fachedernormalmäßigenAltersversorgungge¬GRin. Motzko( chr . soz . )vergleichtdie vorgeschlagenenhöheren währtwerdensoll .

Lohnsätzemitdenin derVorkriegszeitin Geltunggestandenenundbe-¬ GRinGlöckel(Soz.Dem. )stelltdenAntrag,daßdiesenHandarbeits
merkt,daßjetztvielePfleglingekaumeinZwanzigsteldessenbeziehen,lehrerinnenvom.Oktober1923aneineErhöhungaufdas150facheihrer
wassiefrühereinmalhatten.InsbesonderedieProfessionistenseiennormalmäßigenAltersversorgungsbeträgeauszubezahlensei.sehrübeldaran.EswerdeaucheinArbeitszwangausgeübtundLeuten, DerReferentschließtsichdiesemAntragean ,woraufbeideAnträgediesichzurArbeitnichtmelden,mitderUebsrstellungnachYbbsundeinstimmigangenemmenwerden.

Mauerbachgedroht. StRSpeiserbeantragt,daßdieSchwesternindemstädtischenWaisen¬DerReferententgegenet,daßmandieLeutenurarbeitenlasse,
hausin Meidlingvierwöchentlichzukündigensind ,unddaßihnenfürdieirgend

weilsieeineBeschäftigungbrauchen,einZwangwerdenichtangewendet.langjährigepflichteifrigeundaufopferungsvolleFührungderAnstaltder
DassansichgesundeLeutenachYbbsgeschicktwerdenist nichtwahr,Dankausgesprochenwird .GleichzeitigseidengeistlichenSchwesternim
weildorthinnurEpileptikerundGeistessiechekommen. städtischenWaisenhausauf der HohenWartedreimonstlichzu kündigenund

DerAntragwirdsodannangenommen. daageistlichePflegepersonalin denstädtischenKindergärtenDörfelstrs

hof ein Grabauf 518 . 000Papierkronenoder36 Friedenskronenzu stehen .Anstaltenundder Unterstellungdes Personalsin die VerwaltungderGe- ¬
meinde.

UR.Dr.Motzko(chr.soz.):DieGründe,dievomReferentenfürdiese

GR.Grünfeldbeantragt,daßdieBeerdigungsgebühren,diebereitsimse ,Beingasse,RötzergasseundBaumergassezukündigenundüberalldas
Dezemberum10Prozentermäßigtwordensind ,abermalsdiegleicheHerab-notwendigePersonaldurchdieAufnahmeweltlicherKräftezuersetzen.nun DieseMaßnahmenerfolgenimInteressedereinheitlichenFührungdiesersetzungerfahrensollen .DurchdieseErmäßigung/kommtamZentralfried

währendesimFrieden75Goldkronengekostethat .
GR.Panosch(chr. soz. )erklärtsichmitdenAntrageinverstanden,

wünschtaber,daßnocheineweitereErmässigungeintretensoll ,daeineMaßnahmeangeführtwordensind,stellennureinenVorwandfürdenanderenseit
GrossgemeindediePflichtzurBeerdigungderTotenhat. AuchüberdieZanlWirklichenGrunddar .DieseSchwesternhaben/fastvierzigJahrenzurvohl-¬

der Graftisleichen bestehen verschiedene Aufstellung ,die zwischen fünfzig sten Zufriedenheit für die Gemeinde gearbeitet ,was auch in demDanksegre .

unddreissigProzentschwanken.SchliesslichteiltRednermit ,dassaufdemdenbestätigtwirdnDerHrundihrerEntfernungliegtdarin ,daßSieun¬
Zentralfrsedhof ein Heustadtl errichtet worden ,ohne dass darüber eine bedingt die katholischen Schwestern weghaben wollen .Die Gemeindeerleidet

zuständigeKörperschaftirgendeinenBeschlussgefassthätte .EshandledadurcheinenganzbeträchtlichenSchaden.Esist eingewaltigerUnter-¬schiedinderEntlohnungweltlicherundgeistlicherPersonen.Esistbe¬sichhierumeineEigenmächtigkeitdesDirektorsLaschunderbitte ,dass
rechtigt ,daßderMensch,derin derWeltsteht ,diePflichthateinebe¬darüberberichtetwerde.

GR. Grünfeldteilt in seinemSchlusswortemit ,dassdie Zahlder GratisstimmteEntlohnungzufordern .Mitder Anspruchslosigkeit,Opferfreudig-¬
leichenungefähreinDritteldergesamtenBeerdigungenimletztenJahreSeitundArbeitsreudigkeitdergeistlichenSchwesternkannsichniemand
betragenhat. DieAngelegenheitwegendesHeustadtlgehörenichtzudiesemmessen.SiehabenzuletztvonderGemeindefürihrelangeArbeitszeit
Referatundmüssein derSitzungdeszuständigenAusschusserörtertwer-¬

den .DieErmässigungderBeerdigungsgebührenwirdhieraufangenommen.
StR. SpeiserbeantragteineAbänderungderKollektivverträgeim

städtischenFuhrwerksbetriebe,dieohneDebatteangenommenwird.

300. 000Kmonatlicherhalten .Esist unmöglich,daßeineweltlicheSchwe¬
ster odereine Kindergärtnerinmit diesemBetraglebenkann .Siehaben
demKindergartenin der Beingasseein monatlichenReinigungspauschale
von1400Kgezahlt.DieSchwesternwarenvielzuselbstlos,umihreWün¬
schezuformulieren .Siewerdenselbst sehen ,daßSievielmehrPersonal

StR. Speiserreferiert über den Kollektivvertragder Lagerarbeiterdes jetzt einstellen müssen .Dazukommtnoch ,daß die geistlichenSchwestern
Wirtschaftsamtes .Eshandeltsichhiervorallemdarum ,daßdiesestädti-¬
schenArbeiterandieFensionskasseangeschlossenwerden.

GR.Preyer(chr. soz. ):WirsindfürdiesenKollektivvertrag,müssen
aber dagegenStellungnehmen ,daßdarin Bestimmtwird ,daßdieArbeits¬
vermittlungausschliesslichdurchdenHandels-undTransportarbeiterver-¬
bandzu erfolgenhabe .Es wirddadurchfür die Sozialdemokratieeinepar-¬
teipolitischeInstanzgeschaffen,durchdiejederArbeitssuchendegehen
muß.SowieSieverlangen,daßjederArbeiterfürIhrenWahlfondeinen
Beitragleiste ,wollenSienunauchdieKoalitionsfreiheitbeeinträchti-¬
gen .WirverlangeneineparfätischeZusammensetzungdieserArbeitsvermitt-

inmanchenKindergärtenauseigenenMittelnNachschaffungengemachtha¬
ben ,wodurchdie Gemeindeviel erspart hat .DadurchentstehennunMehr¬
ausgaben,dienichtnotwendigwären .Esist auchsehrbedauerlich ,daß
sichdieGemeindeinmehrerenFällengegendenklarenWillenderStifter
verschiedenersolcherAnstaltenstellt .Sehrmerkwürdigerscheintes
auchdieHeimlichkeitundStille ,mitderSiediesesIhrVorhabenbegon¬
nenhaben .EinerDeputation ,die untermeinerFührungvordemBürgermei¬
ster erschien ,gabderHerrBürgermeisternurdieknappeAntwort:So
vieleLeuteempfangeichnicht !UntersolchenUmständenist esnurselbs
verständlichdaßin weitenKreisender Bevölkerungdie schärfsteKri¬
tik über Ihr Handelnhervorgerufen wurde .Wir fordern ,dass dauerndbe¬lung ,sonstkönnenwirnichtfür diesenPunktdesAntragesstimmen.

StR.SpeisererklärtinseinemSchlußwort,daßdieserLohnvertragsichwährteKräfteauchweiterhinderBevölkerungerhaltenbleiben.
strengeandieGrundsätzehalte ,dieimJahre1919vomGemeinderatbe¬
schlossenwordensin. .EineAusnahmekönnedahernichtgemachtwerden.



GR.Müller(Chr.Soz.Meidling):AuchindenKreisenderArbeiter-¬
schafthatesdasgrössteAufsehenerregt,daßmanverdienstvolleLehr-sionsparteienimOktober1923undAuszahlungderKinderzuschüssenach
undPflegepersonenplötzlichwieDienstbotennachgeringererKündigungs-demAbbaugesetzemiteinemMehrerfordernisvon4871MilljonenKronen)
frist hinauswirft.ManhätteesdenbetroffenenPersonendochschon
frühermitteilenkönnen ,daßmandie EntfernungvonihrenDienststellen
beabsicht,sowäreesverhindertgeworden,daßmanheutevielfachindeneinschlieslichderdemMagistratezugeteiltenUnternehmungsangestellten,

vorhandenenAnstaltenimUnklarenist ,obdie/SachenEigentumderAnstaltselbst
oderderbetreffendenPersonensei .Michwundertnur,daßdieSozialde-SchemaderFeuerwehrentlohntenAngestelltenunddenAngestelltender
mokraten ,gerade vor den Wahlensich zu einemsolchen Schritt merheilas -städtischen Unternehmungen ,auf welcheder Gemeinderatsbeschlußvom3 .sen.BeidervonGRin,MotzkoerwähtneDeputationzumHerrnnBürgermeisterAugust1921Anwendungfindet,Vorschüsseauszuzahlen,desgleichenden
gabletzterereinerArbeitersfrau,dieihmdieSchwierigkeitender
PflegeundWartungihresKindesvorAugenführte ,undihmsogarals
Sozialdemokratensagte ,daßsie mitdengeistlichenSchwesterninder
AnstaltaufsHöchstezufriedensei ,dieZusicherung,er werdemitdem
Referentensprechen,umtatsächlichvorhandeneHärtenzumildern.Das
scheintnunnichtgeschehenzusein .IhrerunedlenHandlungsweiseset-¬
zenSieaberdamitdieKnoneauf ,daßSiedengeistlichenSchwestern,
diefünfzigJahrezurvollstenZufriedenheitgewirkthaben ,nundas
Wahlrechtraubenundsieherausreklamieren.Ichsagenur,dasistnicht
schöngehandelt.

GR.Doppler(chr.soz.)erklärt,diechristlicheBevölkerungdes
. 7Bezirkessei darüberempört ,daßdiegeistlichenSchwesternausder
AnstaltinderRätzergassevonihremTätigkeitsgebietentferntworden
sind.ZwischendenKindern,dieserAnstaltunddenSchwesternbestandim-¬
nereinherzinnigesVerhältnis.EslaggarkeinGrundvor ,dieSchwesterr
wegzuschicken.GeradezuunverantwortlichmüsseauchderVorganggenanntunterMiß¬werden,daßdieReformwährenddesSommerurlauts
brauchverfassungsmässigenBestimmungendurchgeführtwordenist.

ReferentsagtinseinemSchlußworte,erhabefürdieReformsach-¬
licheundwirtschaftlicheGründegeltendgemacht,undmüsseesbestrei¬
ten,daßandereMotivehiefürentscheidendgewesensind,Ausdemvor-¬
liegendenAusweisüberdieKostenderErhaltungeinergeistlichenSchwe¬
sterergebesich ,daßdieseKostendurchausnichtgeringersindalsdie
KostenfürdieErhaltungdesweltlichenPersonals.BeieinemVergleiche
desAufwandesindenvongeistlichenSchwesterngeführtenWaisenanstal-¬
tenunddenstädtischenWaisenhäusernergebesichgleichfalls,daßdie
KostenproKopfundKindindenuntergeistlicherLeitungstehendenAn-¬
staltenunverhältnismäßighöhersindalsindenweltlichenWaisenhäu¬
sernEshandeltsichalsoumMaßregelndieauchwirtschaftlichzurechtfertigensindSiestehenauchmitdenStiftsbriefennichtinWider-¬
spruch,mankönnesichdurcheinenEinblickindieseStiftsbriefe,dée
derReferentdemGemeinderatevorlege,jederzeitüberzeugen.Durchdie
ReformwerdeauchnichtmehrPersonalsinAnspruchgenommenwerdenmüs¬
sen ,eswerdenimGegenteilallmählicheinegewissePersonalersparnis
eintreten.WennvoneinerschrecklichenMißstimmungderBevölkerungge-¬
sprochenwird,dieangeblichinfolgederEntfernungdergeistlichen
Schwesternhervorgerufenwurde,sokönnederReferentnurdaraufhinwei-nehmenmitdenbeidenOrganisationenderstädtischenAngestelltendie
sen ,daßseitderEntfernungdergeistlichenSchwesternindemKinder-¬
gartenRötzergassestatt66Kindernjetzt126undinderDörfelgasse
anstait90gegenwärtig143Kinderangemeldetsind.IndiesenZahlen
drücktsichdasMißtrauenderBevölkerunggewißnichtaus .Esmüsseauchhaltsregelung,diederBundeskanzlerSeipelversprochen,aberbisher
bestrittenwerden,dasinEggenburgmitdenweltlichenPersonaltriste
Erfahrungengemachtwordensind ,sondernimGegenteildieallerbesten.
DieGemeindevefwaltungwirdkünftighinalledieseAnstaltenineinemGef-derReferent,daßwirdenAntrag
sorgerischerTätigkeitsind.

tenantragangenommen.

Post44(BezugsauszahlungandieaktivenAngestelltenundPen-¬

wirdohneDebattegenehmigt.
GR.SpeiserbeantragtdenaktivenAngestelltendesMagistrates

denAngestelltendesKontrollamtes,denLehrpersonen,dennachdem

Pensionsparteien.DerdurchVerfügungdesBürgermeistersvom30 .Juni
1923bewilligteVorschussaufdieBezugsregelungwirdbisaufweiteres
gestundet.DasunbedeckteMehrerfordernisvonrund36. 9MilliardenKro¬
nenwirdgenehmigt.

GR.Rummelhardt(chrsoz. )erklärteskönnenichtzugegeben
werden,daßdiestädtischenAngestelltenvonamtswegenineinVorschuß
systemhineingejagtwerdenWenndieGemeinde,wieausdenLobpreisun¬
genihresFinanzreferentenhervorgehe,überreichlicheGeldmittelver¬
füge ,somögesieihnennichtrückzahlbareZuwendungenausGemeindegel¬
dernmachen.DannwerdesiederAngestelltenschaftwirklichhelfen.Red-¬

vomAugustnerbeantragt,esse :derGemeinderatsbeschlusszureassumierenundderdamalsdenBeantengewährteVorschussineine
nichtrückzahlbareZuwendungumzuwandeln.DasselbeVerfahrenseiauchbe¬
züglichdesimReferatevorgeschlagenenVorschusseseinzuhalten.Auf
dieKriegsbeschädigtenstädtischenAngestelltenwurdebeiderZubilli¬gungvonVorschüssenganzvergessen,weswegenRednerdenAntragstelle,
dassdenKriegsbeschädigtenstädtischenAngestellten,dieselbenBegün¬
stagungenzugewendetwerden,wiesiedenInvalidenBundesangestellten
bereitsbewilligtwordensind.ZumVorschußmögedieMehrheitdenstäd-¬
tischenAngestelltenauchdieFreiheitderGesinnung,dieFreiheitder
MeinungunddieFreiheitderKoalitiongeben.GeradejetztvordenWah
lenentfaltensozialdemokratischeAgitatorenindenstädtischenAemtern
eineregeTätigkeit,dieAngestelltenwerdenunterDrohungenindieherotenOrganisationenhineingepresstunddasgesche/wähsendderAmtsstun
densogarvonhöherenBeamten,vorallemdesstädtischenRechnungs¬
dienstes,diesichwahrscheinlichbeidengegenwärtigenMachthabern
beliebtmachenwollen.IndenAmtsräumenmußjedepolitischeAgitation
entfallen ,früherkönneaneineGesundungderVerwaltungnichtgedacht

werden.DerReferentsagtinseinemSchlußwort,erhabeeinenreinsach
lichenBerichterstattet,währendGR.Rummelhardtdarausdeduzierte,daßessichbeiderVorlageumeinepolitischeAgitationhandleNoch

einmalwerdevonchristlichsozialerSeitevergeblichversuchtaufdie
StimmungderstädtischenAngestellteneinzuwirken,wobeialleSchlagwe
te angewendetwerden ,wie sie jetzt vor den Wahlenin öffentlichen Wäh
lerversammlungengebrauchtwerden.DieGemeindeverwaltunghabeimEinve

Vorschußzahlungaufdie Bezugsregelungdurchgeführt .Diestädtischen
Bedienstetenerklärten ausdrücklich ,daßsie eine Zuwendungnichtwün-¬
schen ,sonderneinenVorschußwollen ,damitihreRechteaufeineGe¬

nichtgehaltenhat ,gesichertwerden.AufGrunddieserErklärungder
beidenvertragsschliessendenOrganisationen,erkläreich hier ,sagt

desHerrnGR.Rummelhardt
steleiten ,daßSiePflegesteättenechterpädagogischerundechterfür -nichtannehmen,weildieOrganisationenselbstdiesenModusnichtha¬benwollenundweilwirgewohntsind ,dieWünschederOrganisstionen

NachtatsächlichenBerichtungenderGRin-MotzkowirdderReferenzurespektieren.(StrümischerBeifallbeiderMehrheit)WartununsauchnichtwieGRRummelhardtmeintezueinorgroßenTataufdenn



dieserVorschußwurdezueinerZeitbeschlossen,wovonWahleninden kraten:WerdendieMitgliederderchristlichenOrganisationdieZuwen¬
Gemeinderatnochgar keineRedegewesenist .WirgebendenBeamtenVor-¬
schüsse ,weil infolge der SeipelschenRegierungsmethodedie Preisefür

dungennicht annehmen ?)GR .Haider :DieseFragesteht nicht zurDebatte
nichtwir uns mit demSystemder Zuwendung/einverstandener¬Ferner können

alle Bedarfsartikelimmerfort gewaltigsteigen .DenAntragwegender klären ,wonachgeradedie älteren längerdienåndenAngestelltenver -
Invalidenwerdenwirgeschäftsordnungsmäßigbehandeln .IhreForderun- geringereZuwendungenerhaltenalsdiejungen.hältnismäßig
gen habenwir deshalb bisher nicht unerfüllt gelassen ,weil dasGeld Auchglaubenwir ,daßdieGemeindebeiderBewilligung
dazunicht da ist ,sondernder Hauptgrundliegt darin ,daß wirjenes an die Strassenbahner noch immerein gutes Geschäft macht ,wenn
Systemder VersorgungvoninvalidenstädtischenAngestellten ,dasder manin Betrachtzieht ,daßsie denAngestelltenso garfehlendeMinute
Bundgemacht,nichtnachmachenwollen,dennwirhaltendiesesSystem die nicht vollständig innerhalb des Achtstundentagesim Dienstekonsu¬
nicht für das richtige .WirhabenunserenInvaliden ein anderesSystem miertwerden ,vondenBezügenin Abrechnunggebrachtwerden.
vorgeschlagenundunterhandelngeenwärtigmitderInvalidenorganisa- GR-Holaubek(chr. soz. ):DieAusschreibungvonWahlenhatauch
tion .Diese Organisation versucht nun auf uns einen Druckauszuüben . Wärenetwasgutes. dieWahlenschonfrüherausgeschriebenworden,hät .DiesenDrucklehnenwirab ,undwerdenvordenWahlendeswegenüber tendieGemeindeangestelltenschonlängstihreZuwendungenerhalten.das Systemnicht mehrverhandeln .Ich überlassees demHerrnGR. Rummel¬

Esist gewiß ,daßdieStrassenbahnerniemalsausUebermutForderungen
hardt mit dieser meiner Erklärung bei den städtischen Invaliden zu gestellt haben ,dochdarf natürlich der Handels -undTransportarbeiter -

agitieren .BezüglichdervomGemeinderatRummelhardtbehauptetenAgi¬
tationenindenstädtischenAemternerkläreich :Wennichdenstädti¬

verband als die der Gemeinderatsmehrheit nahestehende Organisation über
sie

haupt nicht fordern .Dennda habenschongeeignete MittelihrenschenAngestelltendasGeschenkmachenwürde,daßsiedieFreiheitder
Gesinnung ,der Meinung,undder Koalitionso habenwiesie dieseGe-¬
sinnungs - ,Meinungs -und Koalitionsfreiheit unter derchristzichsozia
len Verwaltunghatten ,dannwäredas ein Danaergeschenk.GRRummelhard!

Leuten dieses zu verbieten .Auchder Pensionisten möchtich hier ge¬
denken .Esist eineSchande,daßbeidenheutigenVerhältnissenso
großeUnterschiedezwischendensogenanntenAlt -undNeupensionisten
gemachtwarden.Esist gewiß ,dassgeradeIhrePensionistenamschlechte¬

behaupteteauch ,daßaufdie städtischenAngestelltenein Druckausge- stendarnsind .DiejetztbestehendenPensionsbezügesindvollständigübtwerde,umsieindiesozialdemokratischenOrganisationenhineinzu¬unzureichendundwir stimmendeshalbfür eine ErhöhungderBezügepressen,DemgegenüberverweiseichaufdieTatsache,dievorden GR.Angeli( chr .soz . )beschwertsich ,da immerStyn assen - ¬B ochNeuwahlenin denGemeinderataugenfälligzutagetritt ,nämlichdie
bahnerimDiensteAbzeichentrageneTatsache ,daß große Schichten der öffentlichen Angestellten ,darunter

auchderstädtischen,widerdenengenAnschlußandiesozialdemokrati¬
schenPartei suchen .( StürmischerBeifall bei der Mehrheit ) .Esist

StR .Speiser(Schlußwort):DieEinwendungendesKollegenHaider,
ich wärenicht berechtigt gewesenmit demHandels -undTransportar¬
beiterverband zu verhandeln ,ist vollständig unrichtig .DenndieKate -

richtig ,wasHerrRummelhardtsagte ,daßgroßeGruppenvonstädtischen
Angestellten ,die bisherin denOrganisationennurwenigvertretenwa¬
ren ,wie beispielsweise die Gruppeder st ädtischenRechnungsbeamten,
sich jetzt unter demEindruckder Regierungspolitik zu Hundertenganz
freiwilligunduhnejedenDruckzursozialdemokratischenOrganisation
gemeldethaben .IchfreumichüberdiesenZusammenschlußdergeistigen

mit denmanuellenArbeitern ,der heutewieeine graßeWelledurchWien
geht .Der21. Oktoberwirdbeweisen,wieernstundausgedehntdieseBe-¬
wegungist .(StürmischerBeifallbeiderMehrheit).

GR.Haider(chr. soz. ) :Esist merkwürdig,daßgeradeheute

gorieder FahrerundSchaffner ,die dahier nurimAugegehaltenwurde,
ist weitausdie Minderheitunddie MehrkahlderStrassenbahnbediente-¬Organisations des
steten gehört den/Handels -und Transportarbeiterverband an ,aus welcher

Tatsachesich für michnicht nurcasRecht ,sondernsogardiePflicht
ableitet mit dieser Drganisation zu verhandeln .Mit derBehauptung ,

die Gemeindemachebei denZuwendungenan die Strassenbahnernurein
gutes Geschäft ,sind auch vollständig unwahr ,dennMinusleistungen
werden nismals vom Gahalt ,sondern nur von der Ueberstundenbezahlung

abgezogen ,GegenüberdenEinwendungengegendasTragenvonAbzeichenim
Dienstekannich nur erklären ,daßich ebenfallsdiesesAbzeichentragendrei Wochenvor denWahlen16 Referatesich mit der FragevonBezugs¬
nicht für notwendigerachte .Die Ruhegenüsseder Strassenbahnerbetra¬regulierungenbeschäftigen.

GR.Täubler(Soz. Dem. ):Sinddasnichtgenug? gen gegenwärtig in der niedersten Stufe eine Millionø underreichen
nach voller Dienstzeit das Doppelte .Es sind also die städtischenStras -

GR. Haider :Es ist gewißkeine Frage ,daßfür ihre heutigenAn- senbahner in ihren Ruhebezügennicht schlech gestellt und es wärenur
träge ganzandereGründemaßgebendsind ,als wiesie hiervorgeben.
Die Notwendigkeit iner Erhöhung der Bezüge war schon lange gegeben ,
docherst demwahlkampfbliebes vorbehalten,diebestehendenAnsprü¬

zu wünschen ,daß die übrigen arbeitenden MenschenähnlichePensionen
Mankannsagen ,dasses gelungenist ,in-¬beziehenwürden.

nerhalbdervierjährigenGemeinderatsperiodedieVerhältnissegrund-
che der Bedienstetender Gemeindeerfüllt zu sehen .Merkwürdiger - legendzubessernundüberdieseTatsachesolltensichalleMitglie-scheintes unsauch ,daßder Referentganzgegeneinenbindenden
BeschlußdesGemeinderates,der vorschreibt ,daßVerträgenurzwischen

derdesGemeinderatesohneUnterschiedderParteirichtungvomganzen
Herzenfreuen .der grösstenOrganisationundder Gemeindeabgeschlossenwerdensol -¬

len ,sichdiesmalnurandieGruppedesHandels-undTransportarbei¬
terverbandes wendet ,die bei der letzten Abstimmungnur 35Prozent

NacheinertatsächlichenBerichtigungdesGemeinderatesHaide
wirddieVorlageeinstimmigangenommen.

Sodannwerdendie Postnummern47 ,50 ,41,40,42,48,43,49,51
der abgegebenStimmenerhielt ,währenddie unpolitischeOrganisation

mit51ProzentunddieGewerkschaftderchristlichenEisenbahnermit
Prozentweitbesserabschließen .(ZwischenrufvondenSozialdemo-¬16

und39ohneDebatteangenommenunddieSitzunggeschlossen-¬
- . . . . . .
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